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Beschluss
Annahme in Fassung des Parteitages

Im Dialog mit der Initiative „Deutsche Wohnen und Co enteignen“ gemeinsam gegen den Mieten-
wahnsinn

Unser Ziel: MehrWohnungen in öffentlicher Hand

Berlin leidet aktuell unter starkem Wohnungsmangel. Der Wohnungsmarkt ist seit Jahren in zunehmendem Maße ange-

spannt.Die Berliner*innen sindderzeit kaum inder Lage, sich amMarkt hinreichendmit bezahlbaremWohnraumzuversorgen.

Die Folge davon sind explodierendeMieten undBodenpreise. Hohe Renditeerwartungen bestimmterWohnungsunternehmen

treiben die Mietpreise immer weiter nach oben.

Der Wohnungsknappheit – insbesondere im unteren und mittleren Preissegment – muss mit erhöhtem Wohnungsbau und

Kauf durch die öffentliche Hand begegnet werden. BisWohnraum in ausreichendemMaße zur Verfügung steht, sind Regulie-

rungen des gestörtenWohnungsmarktes, etwa mit demMietendeckel, unerlässlich.

 

Es ist das Ziel der Berliner SPD, denAnteil anWohnungen in öffentlicherHanddeutlich zu erhöhen, umdieMietensteigerungen

zu begrenzen - wie es auch das Ziel der Initiative „DeutscheWohnen und Co. enteignen“ ist.

 

Die Initiative und die Unterzeichner*innen des Volksbegehrens haben einen wichtigen Impuls in die politische Debatte gege-

ben. Der Erfolg der Unterschriftensammlung ist für uns als SPD Berlin der klare Beleg dafür, dass das Mietenthema mit allen

gesetzlich möglichen und mietenpolitisch effektiven Mitteln angegangen werden muss. Dank der Initiative ist der Druck auf

die Wohnungswirtschaft gestiegen und das gesellschaftliche Klima für stärkere politische Eingriffe am Wohnungsmarkt ge-

wachsen. Wir stimmen auch mit der Initiative darin überein, dass die Entwicklungen auf dem Berliner Wohnungsmarkt nicht

weiter hingenommen werden können.

 

Wir erkennen das zivilgesellschaftliche Engagement der Volksinitiative „DeutscheWohnen & Co. enteignen“ an, mehr Grund

und Boden in öffentliche Hand zu bringen.

Wie das Beispiel der StadtWien zeigt, ist ein starker öffentlicherWohnungssektor wichtig für die Stabilität der Mieten.

 

Vergesellschaftung ist im Grundgesetz vorgesehen

Vergesellschaftung ist im Grundgesetz ausdrücklich vorgesehen (Artikel 15 des Grundgesetzes) und spiegelt den Gedanken

wider, dass die private Eigentumsgarantie nicht absolut ist, sondern zumWohle derAllgemeinheit eingeschränktwerden kann.

DieMöglichkeit der Vergesellschaftung vonGrund und Boden ist aus gutenGründen von der SPD bei der Schaffung des Grund-

gesetzes durchgesetzt worden, ausreichenderWohnraum ist für uns ein Grundrecht.

Wir lehnen es ab, auf Kosten der Mieter*innen auf hohe Renditen zu spekulieren. Dafür müssen wir auf Bundes- und auf Lan-

desebene verschiedene Instrumente einsetzen, umden aus demRuder gelaufenenWohnungsmarktwieder ins Lot zu bringen.

Wir wollen die Vorschläge diskutieren und zudem das Gespräch mit Vertreter*innen des Volksbegehrens suchen. Unser Ziel

bleibt, möglichst viele Mietwohnungen dem ungezügeltenWohnungsmarkt zu entziehen.

Vier Punkte sprechen aus Sicht der SPD Berlin gegen das Gesetzesanliegen der Initiative.
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DerWirkungsbereich des Gesetzesvorhabens ist begrenzt. Bei einer Enteignung von großenWohnungsunternehmen könnten

von den fast 1,7 Millionen Mietwohnungen in Berlin nur ca. 240.000Wohnungen in kommunales Eigentum gebracht werden.

Damit blieben neben den landeseigenen und Genossenschaftswohnungen immer noch fast 1 MillionWohnungen in privater

Hand. Für dieseWohnungenwird der Anlagedruck privater Vermieter sogar noch zunehmen und derWohnungsmarkt gespal-

ten. Für die Mehrheit der Berliner*innen in Mietwohnungen würde sich also nach der Vergesellschaftung nichts ändern. Wir

machen uns auch Gedanken zu der Frage, wie die Berliner Verwaltung kurz- und mittelfristig in die Lage versetzt werden soll,

hunderttausende zusätzlicheWohnungen zu verwalten und instand zu halten, ohne die Mieten zu erhöhen.

 

Von der Möglichkeit der Vergesellschaftung ist bislang noch nie Gebrauch gemacht worden. Das Instrument und seine Vor-

aussetzungen sind verfassungsrechtlich umstritten. Die Vergesellschaftung vonWohneigentum stellt den schärfsten Eingriff

in die grundrechtlich geschützte Eigentumsfreiheit dar. Daher ist zu erwarten, dass ein Gesetz über die Vergesellschaftung zu

einem langjährigen und schwierigen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht mit ungewissem Ausgang führt.

 

Keine Vergesellschaftung ohne Entschädigung. Es ist ungewiss, wie hoch die angemessenen Entschädigungen für die verge-

sellschaftetenWohnungen in Zeiten eines überhitzten Bodenmarktes sein werden. Wir halten es für sozial nicht gerecht, be-

stimmtenWohnungsinhabern hohe Entschädigungen aufgrund von Bodenspekulationen aus öffentlichen Mitteln zu zahlen,

die wir dringend für Investitionen und den Neubau brauchen. Die Entschädigung kann sogar dazu führen, dass die Vergesell-

schaftung als Exit-Strategie von Investment-Unternehmen bewusst einkalkuliert wird und mit Steuergeldern neue Rendite-

modelle finanziert werden. Statt amMarkt mit Entschädigungen mitzuspielen, sollte der Staat besser die Regeln ändern.

 

Dem Instrument fehlt die Zielgenauigkeit. Das Vorgehen der Initiative, Unternehmen allein nach der Größe desWohnungsbe-

stands zu enteignen, differenziert nicht zwischen guten und schlechten Vermieter*innen. Es gibt Eigentümer*innen einzelner

oder weniger Mietshäuser, die sich mieterfeindlich und sogar gesetzeswidrig verhalten. Andererseits gibt es Großvermieter,

die sozial agieren. Der Effekt, der mit der Enteignung erreicht werden kann, steht in einemMissverhältnis zu den Kosten und

Risiken.

Die Vergesellschaftung der Bestände von großenWohnungsunternehmen in Berlin halten wir deshalb gegenwärtig nicht für

zielführend.

 

Stattdessen wollen wir den Mietwohnungsmarkt zum Beispiel im Bestand durch mietenpolitische Maßnahmen wie einen

sicheren Mietendeckel, kommunalen Zukauf von Beständen und Neubau von bezahlbarenWohnungen entspannen. Der Spe-

kulation mit Wohnungs-Leerstand und unbebautem Grund werden wir durch die Durchsetzung des Zweckentfremdungsver-

botes und eine schnelle Einführung der Grundsteuer C entgegenwirken.

 

Klar ist aber auch, Enteignungen finden schon heute statt. Als letztes Instrument in einer Kette von Maßnahmen zur Regulie-

rung von ungezügelten Rendite- und Spekulationsbestrebungen imWohnen- und Baugrundbereich bleiben sie deswegen ein

gesetzlich vorhandenes Mittel.

 

Bauen, Kaufen, Deckeln

Unabhängig von dieser Perspektive wirken wir mit unserer Initiative „Bauen, Kaufen, Deckeln“ steuernd auf den Wohnungs-

markt ein, ummehr und finanzierbarenWohnraum für alle zu schaffen und zu sichern.

 

Diese Strategie umfasst für uns folgende Elemente:

 

2



SPD Berlin

Anträge und Beschlüsse
Antrag 304/II/2019

1. Bauen Bei einemBevölkerungswachstum von 30.000 bis 40.000 Einwohner/innen pro Jahrwird sich dieMarktlage verschär-

fen, wenn nicht mindestens 15.000 bis 20.000 zusätzliche Wohnungen pro Jahr gebaut werden. Der Neubau hat eine zentra-

le Bedeutung, denn auch die anderen notwendigen Maßnahmen werden den Nachfrageüberhang nicht beseitigen können.

Verzerrungen wie überhöhte Abstandszahlungen und illegale Prämien sind dann trotz preisregulierender Eingriffe die Folge.

Neubau findet nicht immer Akzeptanz bei den Betroffenen, aber wir brauchen mehr Druck für die Schließung von Baulücken

und den Ausbau von Dachgeschossen sowie die Aufstockung von Bestandsbautenmehr und schnellere Zurverfügungstellung

von landeseigenen Grundstücken insbesondere über Erbbaurechte

 

2. KaufenDie Bildung derMarktmieten (Mietspiegel) und die Zahl derWohnungen, für die das LandBerlin Belegungsrechte hat

oder für die im geschütztenMarktsegmentWohnungen zur Verfügung gestellt werden, hängt von der Zahl der landeseigenen

Wohnungenab.DerAnteil derWohnungen in landeseigenenWohnungsbaugesellschaftenwaraufnur 16,4%zurückgegangen.

Um mehr Einfluss auf den Markt ausüben zu können, ist eine Erhöhung dieser Quote nötig und wurde in den vergangenen

Jahren bereits vorangetrieben. Neben Wohnungsneubau kommt dabei dem Kauf von Wohnungen eine zentrale Bedeutung

zu.

Vorkaufsrecht konsequenter anwenden,wenn es in der Abwägung sinnvoll erscheint Kauf vonWohnungenund kleineren Port-

folios nach gezielten Kriterien Unterstützung der Mieterinnen undMieter beim Erwerb ihrer eigenenWohnung durch die IBB

im Falle eines Verkaufs (wie in der Karl-Marx-Allee)

 

3. Deckeln Die SPD hat den Mietendeckel als landespolitische gesetzliche Maßnahme initiiert. Selten wurde ein Beschluss

eines Landesparteitages so schnell in konkrete Senatspolitik umgesetzt. Bei der Umsetzung desMietendeckels sind noch viele

schwierige Detailfragen zu klären. Aber wir halten daran fest, dass ein auf 5 Jahre befristeter Mietendeckel entscheidend dazu

beiträgt, Zeit zu gewinnen, bis entweder genügend Neubau realisiert wird oder der Markt sich aus anderen Gründen wieder

beruhigt. Der Mietendeckel wirkt unmittelbar und hat bessere Aussichten, konkrete Hilfe für Betroffene zu entfalten als eine

juristisch ungewisse und teure Vergesellschaftung („Enteignung“) vonWohnraum.

Wirmüssen deutlichmehr bezahlbareWohnungendurch den Staat und gemeinwohl-orientierte Bauträger schaffen. Die dafür

notwendigenKapazitätenbei den landeseigenenWohnungsbaugesellschaften sindumgehend zu schaffen. Gleichzeitig sollen

geeignete Grundstücke undWohnungsbestände, die sich in privater Hand befinden, (re)kommunalisiert werden.

Dafür brauchen wir eine gemeinsame Anstrengung der Politik, der Bau- undWohnungswirtschaft und der Zivilgesellschaft.
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